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Meine Nachricht vom: /

Johannes Pick
johannes.pick@im.landsh.de

Telefon: +49 431 988-1853

18. August 2023 

 
nachrichtlich: 
 
Amt Mittleres Nordfriesland - Der Amtsdirektor 
für die Gemeinde Bargum 
Theodor-Storm-Straße 2 
25821 Bredstedt 

nur per Mail an: bauplanung@amnf.de    
 
Landrat des Kreises Nordfriesland 
Fachdienst Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung 
Postfach 11 40 
25801 Husum 

nur per Mail an: planung@nordfriesland.de 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 

im Hause 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten Weiterentwick-
lung des kommunalen Finanzausgleichs vom 12. November 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 808); 
 
 Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bargum, Kreis Nord-

friesland 
 Planungsanzeige gem. § 11 Abs. 1 LaplaG sowie Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 

Abs. 1 BauGB  Ihre Mail vom 15.06.2023 
 Stellungnahme des Kreises Nordfriesland vom 13.07.2023 
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Mit der im Betreff genannten Mail wird über die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
für die Gemeinde Bargum informiert. Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Gewährleistung der gegenwärtigen und zukünfti-
gen städtebaulichen Entwicklung und Ordnung im Gemeindegebiet. Der Flächennutzungs-
plan umfasst als vorbereitender Bauleitplan das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde 
Bargum. Er stellt die tatsächliche bzw. beabsichtigte städtebauliche Entwicklung der Bo-
dennutzung dar. Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 1.729 ha. 
 
Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Bargum wird auf der Grundlage der vorgelegten 
Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genommen: 
 
Die im Zuge einer solchen Bauleitplanung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich insbesondere aus dem Landesentwick-
lungsplan Schleswig-Holstein  Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, 
GVOBl. Schl.-H. 2021 Seite 1409)  LEP-Fortschreibung 2021  sowie dem Regional-
plan für den Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747)  RPl V. Darüber hinaus 
sind die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2010 Kapi-
tel 3.5.2 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-Teilfortschreibung-VO, GVOBl. 
Schl.-H. Seite 739)  LEP Wind  sowie die Teilaufstellung des Regionalplans für den Pla-
nungsraum I in Schleswig-Holstein Kapitel 5.8 (Windenergie an Land) vom 29.12.2020 
(Regionalplan I-Teilaufstellung-VO, GVOBl. Schl.-H. Seite 1082)  RPl Wind  maßgeb-
lich. 
 
 
Wohnbauflächen 

Die Gemeinde Bargum nimmt keine zentralörtliche Funktion wahr, auch ist ihr keine be-
sondere Funktion gemäß Ziffer 6.2 RPl V zugewiesen. Insofern gilt der wohnbauliche Ent-
wicklungsrahmen entsprechend Kapitel 3.6.1 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2021. Zum Stich-
tag 31.12.2020 verfügte die Gemeinden gemäß der hier vorliegenden amtlichen Statistik 
über einen Wohnungsbestand in Höhe von 308 Wohneinheiten (WE). Somit ergibt sich für 
die Gemeinde ein Entwicklungsrahmen in Höhe von 31 WE im Zeitraum bis 2036. 
Dabei wird auf den Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung gemäß Kapi-
tel 3.9 Abs. 4 LEP-Fortschreibung 2021 hingewiesen. Demnach haben Kommunen, bevor 
sie neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, aufzuzeigen, inwieweit sie noch vor-
handene Flächenpotenziale ausschöpfen können. Die Gemeinde hat sich nachvollziehbar 
mit den Entwicklungsmöglichkeiten auseinandergesetzt und sieben Potenzialflächen im 
Innenbereich identifiziert. Darüber hinaus sind die Baufertigstellungen aus dem Jahr 2022 
(acht Baufertigstellungen) anzurechnen. Damit verbleibt ein wohnbaulicher Entwicklungs-
rahmen in Höhe von 23 WE, abzüglich der zu erwartenden Baufertigstellungen im Innen-
bereich sowie eventueller Baufertigstellungen in 2023. 
 
Für die wohnbauliche Entwicklung stellt die Gemeinde drei Entwicklungsflächen in der 
Ortslage West-Bargum dar: 

 Entwicklungsfläche 1: am nordwestlichen Ortsrand West-Bargums mit einem Flä-
chenumfang von rd. 2,23 ha 

 Entwicklungsfläche 2: südlich der Ortslage West-Bargums mit einem Flächenum-
fang von rd. 2,29 ha 
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 Entwicklungsfläche 3: südöstlich der Ortslage West-Bargums im Anschluss an das 
Neubaugebiet des Bebauungsplans Nr. 1 mit einem Flächenumfang von rd. 1,4 ha. 

 
Die von der Gemeinde geplanten drei wohnbaulichen Entwicklungsflächen von einer Ge-
samtfläche von insgesamt 5,92 ha würden zu einer deutlichen Überschreitung des wohn-
baulichen Entwicklungsrahmens führen, zumal zusätzlich weitere Innenentwicklungspoten-
tiale in der Ortslage West-Bargum bestehen. Vor diesem Hintergrund ist der Umfang der 
geplanten Wohnbauflächen deutlich zu reduzieren, damit der wohnbauliche Entwicklungs-
rahmen eingehalten werden kann.  
 
Gemäß Kapitel 3.9 Abs. 2 LEP-Fortschreibung 2021 sollen neue Bauflächen nur in guter 
räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im baulichen Zusammenhang 
bebaute, tragfähige und zukunftsfähige Ortsteile und in Form behutsamer Siedlungsabrun-
dungen ausgewiesen werden. Vor diesem Hintergrund ist es zunächst nachvollziehbar, 
dass wohnbauliche Entwicklungsflächen ausschließlich an der Hauptortslage dargestellt 
werden. Der südlich auskragende Bereich der Entwicklungsfläche 2 südlich der Hanni-As-
mussen-Straat stellt eine eher isolierte, bandartige Entwicklung in den Außenbereich dar 
und sollte daher nur untergeordnete Priorität in der Flächenauswahl haben. 
Darüber hinaus verweise ich auf mögliche Immissionsbelastungen (Schienenverkehr, Stra-
ßenverkehr der B5, landwirtschaftliche Hofstelle), die im weiteren Verfahren zu betrachten 
wären. 
 
 
Gemischte Bauflächen 

Ein Großteil der bestehenden Ortslage West-Bargum soll zudem als Mischgebiet darge-
stellt werden. Diese Darstellung erfolgt überwiegend bestandsorientiert. Daher bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen diese Darstellung. 
 
Im Hinblick auf Kapitel 3.9 Abs. 2 LEP-Fortschreibung 2021 bestehen allerdings Bedenken 
gegen die Darstellung eines Dorfgebietes für den Bereich Norderende. Dabei handelt es 
sich um einen Siedlungssplitter im Außenbereich, der nicht die städtebaulichen Vorausset-
zungen für eine planmäßige Weiterentwicklung aufweist. Insofern stellt dieser Bereich kei-
nen geeigneten Ansatz für eine geordnete städtebauliche Entwicklung dar. Vielmehr 
würde die Bauflächendarstellung zu einer planerischen Verfestigung einer Splittersiedlung 
führen. Die Gemeinde sollte daher auf diese Bauflächendarstellung verzichten. 
 
Gegen die weiteren Darstellungen (Gemeinbedarf, SO Bund) bestehen ebenfalls keine 
grundsätzlichen Bedenken.  
 
 
Sonderbaufläche Photovoltaik 

Die Gemeinde Bargum möchte im Zuge der erstmaligen Aufstellung des Flächennutzungs-

fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für einen ca. 23 ha großen Solarpark west-
lich der Bahnschiene Hamburg  Niebüll und nördlich der Ortslage Bargum. Die Fläche 
befindet sich innerhalb der aktuellen EEG-Kulisse und teilweise innerhalb der Privilegie-
rungskulisse des § 35 Abs. 1 Nr. 8b) BauGB. 
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Die Landesplanung hat bereits im Rahmen einer möglichen Aufstellung eines Bebauungs-
planes Nr. 2 zu den Überlegungen der Gemeinde Bargum einen Solarpark zu errichten, 
mit Schreiben vom 22.03.2022 Stellung genommen. Damals war der Plangeltungsbereich 
allerdings kleiner (im nördlichen Bereich sind Flächen hinzugekommen). Seinerzeit wurde 
festgehalten, dass sich der Planbereich außerhalb der Ausschlussflächen gem. Kapitel 
4.5.2 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2021 befindet und dem Grundsatz aus Kapitel 4.5.2 Abs. 
2 LEP-Fortschreibung 2021 entspricht. Allerdings wurde noch eine Alternativenprüfung für 
den Solarpark für erforderlich gehalten. Hierfür wurde eine gemeindegrenzenübergrei-
fende Standortkonzeption empfohlen. Eine abschließende Stellungnahme wurde zurück-
gestellt.  
 
Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 2 LEP-Fortschreibung 2021 soll die Entwicklung von raumbedeutsa-
men Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und Solarthermie) möglichst freiraumscho-
nend sowie raum- und landschaftsverträglich erfolgen. Um eine Zersiedelung der Land-
schaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame Anlagen vorrangig ausgerichtet 
werden auf: 

- bereits versiegelte Flächen, 

- Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher 
oder militärischer Nutzung und Deponien, 

- Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit 
überregionaler Bedeutung oder 

- vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein 
eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen.  

Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2021 soll die Inanspruchnahme von bisher 
unbelasteten Landschaftsteilen vermieden werden. Bei der Entwicklung von Solar-Freiflä-
chenanlagen sollen längere bandartige Strukturen vermieden werden. Einzelne und be-
nachbarte Anlagen sollen eine Gesamtlänge von 1.000 Metern nicht überschreiten. Sofern 
diese Gesamtlänge überschritten wird, sollen jeweils ausreichend große Landschaftsfens-
ter zu weiteren Anlagen freigehalten werden, räumliche Überlastungen durch zu große Ag-
glomerationen von Solar-Freiflächenanlagen sollen vermieden werden. 
Raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen dürfen nicht  

- in Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und 
Landschaft,  

- in Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie 

- in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und Kernbereichen für Touris-
mus und Erholung 

errichtet werden.  
 
Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 4 LEP-Fortschreibung 2021 sollen Planungen zu Solar-Freiflächen-
anlagen möglichst gemeindegrenzen übergreifend abgestimmt werden, um räumliche 
Überlastungen durch zu große Agglomerationen von Solar-Freiflächenanlagen zu vermei-
den. 
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In den Planunterlagen zur Aufstellung des Flächennutzungsplanes ist bereits ein Standort-
konzept für die Photovoltaik-Freiflächenplanung in der Gemeinde Bargum enthalten. Das 
eigenständige Standortkonzept der Gemeinde Bargum für Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen berücksichtigt den Beratungserlass des Landes Schleswig-Holstein zur Freiflächen-
Photovoltaik.  
Im Amtsbereich Südtondern/Mittleres Nordfriesland haben sich die Gemeinden Klixbüll, 
Leck und Stedesand sowie Bargum entschlossen, je ein Konzept für Freiflächenphotovol-
taikanlagen zu erstellen. Konkrete Bauleitplanungen sollen dann interkommunal abge-
stimmt werden.  

 - 
und ermittelt. Im Anschluss wurden anhand von Vorbelastungen priorisierte 
Potenzialräume Zusätzlich hat die Gemeinde Bargum 
gemeindespezifische Kriterien zur Steuerung von Freiflächenphotovoltaikanlagen erstellt. 
Hiernach sollen ca. 2% des Gemeindegebietes für eine Photovoltaiknutzung zur Verfü-
gung gestellt werden. Zudem sieht die Gemeinde Bargum eine Überplanung mit Solaran-
lagen nördlich und südlich der Soholmer Au vor.  
Insgesamt wurden zwei priorisierte Potenzialräume für Freiflächen-Photovoltaikanlagen in 
der Gemeinde Bargum ermittelt. Die nun zur Planung vorgelegte Fläche befindet sich in-
nerhalb des priorisierten Potenzialraums Nr. 1. Zudem liegen die zur Planung vorgelegten 
Flächen innerhalb eines Wiesenvogelbrutgebietes und auf Flächen, bei denen die boden-
funktionale Gesamtleistung hoch bis sehr hoch ist (Abwägungskriterien).  
 
Die Landesplanung hält die Ermittlung der priorisierten Potenzialflächen grundsätzlich für 
nachvollziehbar. Allerdings fällt auf, dass die gewählte Fläche auch innerhalb eines Land-
schaftsschutzgebietes liegt. Ich verweise diesbezüglich auf die Stellungnahme des Kreises 
Nordfriesland. Der dort dargestellte Verordnungszweck spricht aus Sicht der Landespla-
nung deutlich gegen eine raumbedeutsame Freiflächenphotovoltaiknutzung in diesem 
Raum. Die Vorprägung durch die Bahnstrecke wird damit deutlich relativiert, so dass eher 
von einem tendenziell wenig vorbelasteten Raum ausgegangen werden könnte. Anderer-
seits liegt der Geltungsbereich innerhalb der gemäß BauGB privilegierten Kulisse. Im Rah-
men der weiteren Verfahrensschritte sollten diese Aspekte planerisch und rechtlich detail-
liert gewürdigt werden und in die Standortbegründung mit einfließen. Auch sollten die in 
der Kreisstellungnahme genannten Bereiche im Gemeindegebiet mit stärkerer Vorbelas-
tung bewertet werden.  
  
Darüber hinaus findet sich in dem Standortkonzept keine Priorisierung der ermittelten Po-
tenzialflächen statt. Dies sollte im weiteren Verfahren vorgenommen werden. Zudem sollte 
eine Alternativenprüfung oder Abwägung der Flächen innerhalb der ermittelten Potenzial-
räume vorgenommen werden, da die Potenzialräume recht großräumig gewählt worden 
sind und in den Potentialflächen teilweise Flächen mit Abwägungskriterien liegen. Zudem 
sollte erläutert werden, weshalb die Gemeinde Bargum eine Entwicklung eines Solarparks 
innerhalb von Flächen mit Abwägungskriterien priorisiert anstelle von den ermitteln Weiß-
flächen innerhalb der Potenzialflächen.  
Insofern stellt sich im Ergebnis die Frage, warum eine Fläche innerhalb der Wiesenvogel-
brutgebietskulisse sowie innerhalb eines Landschaftsschutzgebiet ggf. stärker vorbelaste-
ten Flächen vorgezogen werden soll. Die Standortbegründung kann daher derzeit nicht 
überzeugen. 
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Für eine abschließende, landesplanerische Bewe

der interkommunalen Abstimmung der Nachbargemeinden über den Solarpark bislang den 
Planunterlagen nicht bei. Dabei sollten auch die Planungen und konzeptionellen Überle-
gungen der Nachbargemeinde Enge-Sande mit gewürdigt werden.  
 
Gemäß Ziff. 4.5.2 Abs. 5 (G) LEP-VO 2021 soll zudem für größere raumbedeutsame So-
lar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 Hektar in der Regel ein Raumordnungsver-
fahren (ROV) durchgeführt werden. Am 13.09.2022 hat das Kabinett entschieden, auf 
ROV für Freiflächen-Solaranlagen bei einer Einzelplanung oder bei Agglomerationspla-
nungen von Gemeinden zu verzichten. Die Abteilung Landesplanung hat gleichwohl die 
Möglichkeit, in besonderen Einzelfällen mit absehbar sehr großen Raumnutzungskonflik-
ten trotzdem ein Raumordnungsverfahren auf Basis von § 15 Raumordnungsgesetz 
(ROG) i.V.m. § 14 Landesplanungsgesetz durchzuführen. Eine Situation mit besonders 
starken Raumnutzungskonflikten zeichnet sich hier aber nicht ab. Die raumordnerischen 
Belange können im Bauleitplanverfahren angemessen eingebracht werden. Es liegt somit 
kein Fall vor, der von dem Grundsatzbeschluss des Kabinetts gegen die Durchführung von 
ROV bei großen Solarfreiflächenanlagen abweicht. Für die o.g. Planung der Gemeinde 
Bargum wird also kein ROV erforderlich.  
 
 
Darüber hinaus gebe ich die nachfolgenden Hinweise: 

 Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
der Planzeichnung sind allerdings keine flächenhaften Darstellungen vorhanden. 
Vermutlich bieten sich die Ökokontenflächen für diese Darstellungsform an.  

 In den Unterlagen sollte klargestellt werden, dass es sich bei der Fläche für Abwas-
ser ausschließlich um Regenwasserrückhaltung handelt.  

 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die För-
derungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme 
nicht verbunden. 
 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden er-
gänzend folgende Hinweise gegeben: 
 
Die vorgesehene Darstellung eines Dorfgebietes wird aus städtebaulicher Sicht kritisch 
gesehen. Es handelt sich hierbei um eine Splittersiedlung, die sich entlang der Straße 
bandartig im Außenbereich befindet. Eine Verfestigung der Splittersiedlung durch eine 
Bauflächendarstellung widerspricht den Grundsätzen einer städtebaulichen Entwicklung 
und Ordnung. Insofern stellt dieser Bereich keinen geeigneten Ansatz für eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung dar. Ich weise daher darauf hin, dass im Außenbereich gele-
gene Einzellagen und Siedlungssplitter nicht mit einer Bauflächendarstellung zu versehen 
sind. Der Bestandsschutz sowie eine angemessene weitere Entwicklung sind über § 35 
BauGB gewährleistet.  
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Für die Sondergebiete ist in der Planzeichnung die Zweckbestimmung anzugeben. 
 
Bezüglich des Sondergebietes PV-Freiflächenanlagen bitte ich die Hinweise der UNB für 
die Überarbeitung der Alternativenprüfung zu beachten und bei einer noch fehlenden Ab-
wägung der Flächen innerhalb der ermittelten Potenzialräume zu berücksichtigen. 
 
Bezüglich der Potentialflächen für eine künftige wohnbauliche Entwicklung ist der südliche 
Teil der Entwicklungsfläche 2 auf Grund der fehlenden Arrondierung und im Sinne einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung am wenigstens geeignet. Vor der 
Inanspruchnahme dieser Flächen sollten weitere Alternativflächen, die sich arrondierender 
an den Siedlungszusammenhang anschließen, geprüft werden. Insbesondere sollte in der 
Begründung erläutert werden, warum die zentral gelegene Fläche zwischen der Straße 
Dörpstraat und Brensmoor nicht für einen wohnbauliche Nachverdichtung genutzt werden 
soll, sondern als Grünflächen dargestellt wird. Auf den gesetzlichen Vorrang der Innent-
wicklung und damit verbunden Außenbereichsschutz wird diesbezüglich verwiesen. 
Für die Entwicklungsflächen 1 und 2 ist bereits im Flächennutzungsplan im weiteren Ver-
fahren zu prüfen, welche der Flächen auf Grund potentieller Emissionen (B5, Schiene, 
landwirtschaftliche Betriebe) die öffentlichen Belange, insbesondere auch die Anforderun-
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, am gerechtesten gewährleistet. 
 
gez. Johannes Pick 
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                                                                               Herrn Amtsdirektor des 
Pro Regione GmbH                                               Amtes Mittleres Nordfriesland 
Lise-Meitner-Str. 29                                               Theodor-Storm-Str. 2 
24941 Flensburg                                                    25821 Bredstedt 
 
 

 

Ihre Zeichen:  Auskunft 
gibt 

 Frau Kille  

Unsere Zei-
chen: 

4.62.2.05-Bargum Durchwahl  652  
Zimmer-Nr.  427  
Email  Silke.Kille@Nordfriesland.de 

 
 

Aufstellung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bargum 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
Das Standortkonzept Photovoltaik-Freiflächenplanung sieht eine Priorisierung für die Ausweisung 
solcher Nutzung im Nordwestlichen Bereiche der Gemeinde nördlich und südlich der Soholmer Au 
vor. In diesem Bereich befindet sich westliche der Bahnlinie eine ca. 5 km² großer Bereich der 
Wiesenvogelkulisse. Diese stellt einen großen, offenen Landschaftsbereich dar, der eine beson-
dere Bedeutung als Lebensraum für Wiesenvögel und Offenlandbrüter hat. Bei einer Errichtung 
von PV-Anlagen würden diese Flächen als Brut- und Rastbereich für diese Vogelarten ihre Funk-
tion verlieren. Die baulichen Anlagen üben auf die meisten dieser Vogelarten eine Scheuchwirkung 
aus, sodass sich der geeignete Lebensraum um das Plangebiet verringern würde. Die voranschrei-
tenden Rückgänge der Bruterfolge einiger Wiesenvogelarten stehen der weiteren Inanspruch-
nahme der benötigten Lebensräume entgegen. Insbesondere in Nordfriesland ist der Erhalt der 
verbliebenen Wiesenvogellebensräume erforderlich, da durch die großflächige Inanspruchnahme 
u. a. für Windenergieanlagen bereits ein erheblicher Anteil der Wiesenvogelkulisse als geeigneter 
Lebensraum verloren gegangen ist. Die verbliebene Wiesenvogelkulisse dient bereits als Aus-
weichfläche für diese in Anspruch genommenen Windkraftgebiete. Sie werden jedoch im Geneh-
migungsverfahren nicht örtlich fixiert sondern verbal-argumentativ als geeignete Ausweichflächen 
in der näheren Umgebung bezeichnet. Solche Kumulationseffekte mit anderen raumbeanspru-
chenden Vorhaben und deren Auswirkung auf die Wiesenvogel- und Offenlandarten sind daher bei 
diesem Vorhaben zu betrachten. 
 
Aufgrund der Betroffenheit der westlich der Bahnlinie liegenden Wiesenvogelkulisse ist daher zu 
überprüfen, ob die Ausweisung solcher Flächen entlang der Bahnlinie stattdessen östlich dieser 
erfolgen kann. Ferner befindet sich hier zudem mit den oberirdischen Stromleitungen bereits eine 
zusätzliche Vorbelastung des Landschaftsbildes. 
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Grundsätzlich werden andere Flächen innerhalb des Gemeindegebietes als geeignetere Standorte 
für die Überplanung mit PV-Freiflächenanlagen angesehen. Hier stellen zum Beispiel die Flächen 
entlang der Bundesstraße 5 in näheren Siedlungsbereich geeignetere Standorte da, da diese zum 
einen außerhalb aller Ausschluss- und Abwägungsbereiche (liegen nur z.T. im Landschaftsschutz-
gebiet) und zum anderen im Übergangsbereich zur Geest liegen. Dort lassen sich die PV-Flächen 
durch Eingrünungen besser ins Landschaftsbild integrieren. Ferner handelt es sich durch die Sied-
lungsbereiche und die Bundesstraße um einen ebenfalls vorgeprägten und zerschnittenen Land-
schaftsbereich.  
Letzteres entspricht somit ebenfalls den Vorgaben der Fortschreibung des Landesentwicklungs-
plans Schleswig-Holstein (2021, Kapitel 4.5.2 Solarenergie), dass Entwicklung von raumbedeutsa-
men Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und Solarthermie) möglichst freiraumschonend sowie 
raum- und landschaftsverträglich erfolgen soll. 
Ferner sollen Solarthermie-Freiflächenanlagen u.a. möglichst in guter städtebaulicher Anbindung 
und räumlicher Nähe zu Verbraucherinnen und Verbrauchern geplant und errichtet werden. Eine 
nähere Anbindung an die Siedlungsbereiche der Gemeinde wäre mit den o.g. Flächen ebenfalls 
gegeben. 
 
Die für die Errichtung von Photovoltaikfreiflächenanlagen angedachten Flächen liegen innerhalb 

- -
Verordnung ist entsprechend zu beachten. Der Schutzzweck des Gebietes stellt ab auf die Ur-
sprünglichkeit und Weite der dünn besiedelten Landschaft, in der der Prozess der Inkulturnahme 
und Landschaftsgeschichte mit ihren großflächig offenen Kulturlandschafts-komplexen neben halb-
offenen Biotopkomplexen und den dadurch möglichen herausragenden Blickbeziehungen und un-
gestörtem Landschaftserleben spürbar erlebbar ist. Der Schutzzweck der Verordnung ist deswe-
gen u. a. sowohl der Erhalt der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes als auch der 
besonderen kulturhistorischen Bedeutung des Landschaftsraumes und seiner besonderen Bedeu-
tung für die naturverträgliche Erholung. 
Im Zuge der Bauleitplanung müssen die Auswirkungen der PV-Freiflächenanlagen im Hinblick auf 
deren Auswirkungen auf das Landschaftsbild untersucht und aufgearbeitet werden. Grundsätzlich 
fördert etwa eine Eingrünung der Photovoltaikanlagen zwar die Einbettung in das Landschaftsbild. 
Sie ist jedoch nur dort zielführend, wo das Landschaftsbild bereits typischerweise durch Gehölz-
strukturen geprägt ist (üblicherweise auf der Geest).  
In diesem Fall sind Marschflächen betroffen, die durch Offenheit mit weiten Blickbeziehungen ge-
prägt sind. 
Es ist hier daher zu überprüfen, inwieweit auf eine Einzäunung und Eingrünung der Anlagen ver-
zichtet werden kann. Eine denkbare Alternative wäre die Herstellung bzw. Aufweitung von breiten 
Gräben. Dies würde zudem die Scheuchwirkung auf die Wiesenvögel minimieren. 
 
Zwar ist innerhalb der LSG-Verordnung die gemeindliche Bauleitplanung von den dortigen Verbo-
ten ausgenommen. Jedoch ist anhand der o. g. Ausführungen zu prüfen, inwiefern das geplante 
Vorhaben dem Schutzzweck des LSGs entgegensteht. Erst dann kann von hier aus geprüft wer-
den, ob eine Verträglichkeit besteht und das geplante Vorhaben innerhalb des LSGs realisiert wer-
den kann. 
Ferner hat für die von der gemeindlichen Bauleitplanung betroffenen Bereiche gemäße § 5 Abs. 1 
Ziff. 1 der LSG-Verordnung eine Entlassung aus dem Landschaftsschutzgebiet zu erfolgen. Diese 
wäre entsprechend zu beantragen. 
Ferner möchte ich darauf hinweisen, dass das angeführte Ziel, maximal 2 % der Gemeindefläche 
(ca. 35 ha) für Photovoltaik-Freiflächen in Anspruch zu nehmen, bereits durch den privilegierten 
Streifen von 200 m entlang der Bahnlinie (ca. 130 ha) deutlich erreicht wird. 
 
 
Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Ich weise beratend auf folgendes hin: 

- In der Planzeichnung sind bisher keine Ortsdurchfahrten dargestellt, stattdessen zieht sich 
die Anbauverbotszone durch die Ortslage. Ich gehe davon aus, dass diese Darstellung im 
weitern Verfahren noch angepasst wird. 

- Die in der Begründung genannten Rechtsgrundlagen sollten im Laufe des Verfahrens aktu-
alisiert werden  
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Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 

-
Sielverbandes Langehorner Neuer Koog. Die Abstandsvorgaben aus der Verbandssatzung sind zu 
beachten. 
Die örtlichen Wasser- und Bodenverbände sind als Träger öffentlicher Belange an diesem Verfah-
ren über den Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel zu beteiligen. 
 
 
 
Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 
 
Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 
 
Im Auftrag 
Gez. 
Janina Wenzel 







 

 

 
 
Ihre Mail vom 15. Juni 2023  Gemeinde Bargum -  
Aufstellung des Flächennutzungsplanes 
 
 
Hier: Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die mir per Mail zugesandten Planunterlagen habe ich auf Belange des Landes Schleswig  Hol-
stein hin überprüft und erhebe hierzu keine Einwände, da keine Landesliegenschaften betroffen 
sind.  
 
Bei Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
Dorit Westphal 
Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig. 
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